
 

  

S 9 P 33/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Duisburg
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 P 33/01
Datum 31.07.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten fÃ¼r das Jahr 1999 Ã¼ber die Frage der Zustimmung der
gesonderten Berechnung der nicht durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung gedeckten
Investitionsaufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 1 und 3 des Sozialgesetzbuches
Elftes Buch â�� SGB XI â�� fÃ¼r das ursprÃ¼nglich von der Kath. Kirchengemeinde
Propstei St. Clemens und seit 1996 von der KlÃ¤gerin in der Rechtsform einer
gemeinnÃ¼tzigen GmbH betriebene Altenzentrum D in P, eine stationÃ¤re
Pflegeeinrichtung, die zum 01.02.1980 erÃ¶ffnet worden ist und Ã¼ber 142 Betten
(Ein- und Mehrbettzimmer) sowie 6 KurzzeitpflegeplÃ¤tze (Stand 1999) verfÃ¼gt.
Auf demselben GrundstÃ¼ck betreibt die KlÃ¤gerin seit dem 01.04.1984 das
Altenkrankenheim D. EigentÃ¼mer des GrundstÃ¼cks I-strasse XX in P ist die Kath.
Kirchengemeinde Propstei St. Clemens in P. Mit Bescheid vom 22.07.1996 hatte der
Beklagte auf der Grundlage des seinerzeit geltenden Rechts die gesondert
berechnungsfÃ¤higen Investitionsaufwendungen fÃ¼r Ein-Bett-Zimmer mit tÃ¤glich
00,00 DM (= monatlich 000,00 DM) sowie fÃ¼r Mehrbett-Zimmer mit tÃ¤glich 00,00
DM (= monatlich 000,00 DM) festgesetzt und darauf hingewiesen, dass
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Pflegeeinrichtungen, fÃ¼r die bei Inkrafttreten des Pflegegesetzes Nordrhein-
Westfalen zum 01.07.1996 mit dem Landschaftsverband Rheinland als
Ã¼berÃ¶rtlichem TrÃ¤ger der Sozialhilfe bereits ein Pflegesatz vereinbart oder von
ihm festgesetzt war, die in diesem Pflegesatz berÃ¼cksichtigten
Investitionsaufwendungen den PflegebedÃ¼rftigen bis zum 31.12.1998 gesondert
berechnet werden kÃ¶nnen, Â§ 4 der Verordnung Ã¼ber die gesonderte
Berechnung nicht gefÃ¶rderter Investitionsaufwendungen von vollstationÃ¤ren
Pflegeeinrichtungen sowie Einrichtungen der Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflege
nach Landespflegegesetz â�� GesBerVO â�� iVm Â§ 20 Abs 5 Pflegegesetz â�� PfG
â�� Nordrhein-Westfalen. Unter dem 12.11.1998 beantragte der Caritasverband
fÃ¼r das Bistum Essen e.V. u.a. fÃ¼r die KlÃ¤gerin aufgrund der neuen Rechtslage
ab dem 01.01.1999 die Neuberechnung des investiven Aufwandes fÃ¼r 1999.
Soweit die Zahl der vollstationÃ¤ren PlÃ¤tze im positiven von der letzten gÃ¼ltigen
Sonderbettenwertberechnung abweiche, bat er fÃ¼r die neue
Bettenwertberechnung die bisherige Bettenzahl zugrunde zu legen und nur fÃ¼r die
Berechnung des tÃ¤glichen bzw. des monatlichen Aufwandes die neue Bettenzahl
heranzuziehen. Der voraussichtliche jÃ¤hrliche Zinsbetrag fÃ¼r 1998 wird mit
000.000,00 DM angegeben. Er fÃ¼gte einen Abfragebogen fÃ¼r 1999 bei, worin u.a
die GebÃ¤udemiete/ -pacht mit jÃ¤hrlich 00.000,00 DM und die Miete/Pacht
Ein.richtungs- und AusstattungsgegenstÃ¤nde gem Â§ 2 Abs 3 Nr 3 der GesBerVO
mit 00.000,00 DM angegeben werden.

Mit Bescheid vom 27.07.1999 betreffend die Zustimmung zur gesonderten
Berechnung der Aufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 1 SGB XI fÃ¼r vollstationÃ¤re
Pflegeeinrichtungen fÃ¼r das Jahr 1999 betreffend das von der KlÃ¤gerin
betriebene Altenzentrum D stellte der Beklagte unter Hinweis auf Â§ 82 Abs 3 SGB
XI sowie Â§ 15 des Gesetzes zur Umsetzung des Pflege-Versicherungsgesetzes
(Landespflegegesetz NW â�� PfG NW) vom 19.03.1996 und der GesBerVO vom
04.06.1998 die gesondert berechnungsfÃ¤higen Aufwendungen wie folgt fest:
Mehrbett-Zimmer 00,00 DM /Tag Einbett-Zimmer 00,00 DM /Tag.

Des weiteren teilte er den fÃ¼r die Berechnung des Pflegewohngeldes
maÃ�geblichen Betrag pro Monat im Mehrbett-Zimmer in HÃ¶he von 000,00 DM
und im Einbett-Zimmer in HÃ¶he von 000,00 DM/Tag mit. Die Zustimmung zur
Berechnung dieser BetrÃ¤ge gilt den AusfÃ¼hrungen des Beklagten zufolge ab dem
01.01.1999 zunÃ¤chst befristet bis zum 31.12.1999. In der weiteren ErlÃ¤uterung
zur Ermittlung der Investitionsaufwendungen gem Â§ 82 Abs 3 SGB XI fÃ¼hrte der
Beklagte aus: Die geltend gemachte GebÃ¤udemiete in HÃ¶he von 00.000,00 DM
kÃ¶nne nicht mehr berÃ¼cksichtigt werden; sie sei auch bislang nicht Gegenstand
der refinanzierten Investitionsaufwendungen gewesen. Soweit es sich hierbei um
TilgungszuschlÃ¤ge handeln sollte, seien diese nicht mehr
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, da sie nach der Gesamtberechnungsverordnung nicht
mehr vorgesehen seien. Auf die beigefÃ¼gte Ã�berleitung der bisherigen
Investitionsaufwendungen fÃ¼r vollstationÃ¤re Pflegeeinrichtungen in das System
der Gesamtberechnungsverordnung wird Bezug genommen.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 10.08.1999 bei dem Beklagten Widerspruch, mit
der sie sich gegen die Absenkung der berechnungsfÃ¤higen investiven
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Aufwendungen, gegen die NichtberÃ¼cksichtigung der Pacht und gegen die um 7
Monate rÃ¼ckwirkende Feststellung wandte. Hierzu fÃ¼hrte sie im einzelnen aus:
Durch die verzÃ¶gerte Entscheidung des Beklagten sei eine rÃ¼ckwirkende
Verrechnung mit den Bewohnern bzw. dem SozialhilfetrÃ¤ger mit einem nicht mehr
zu vertretenden Verwaltungsaufwand in Form von Ã�berstunden der
Verwaltungsmitarbeiter verbunden. Im Ã¼brigen sei die rÃ¼ckwirkende
Entscheidung nicht mit Â§ 43 des Verwaltungsverfahrensgesetzes â�� VwVfG â��
vereinbar. Des weiteren habe der Beklagte bei seiner Berechnung lediglich die von
der KlÃ¤gerin angegebenen realen Zinsen in HÃ¶he von 000.000,00 DM
berÃ¼cksichtigt, obwohl offensichtlich aufgrund einer internen Vereinbarung der
marktÃ¼bliche Zinssatz als berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig anerkannt werde.
Infolgedessen sei ein hÃ¶herer Zinsbetrag bei der Berechnung festzusetzen. Dies
folge auch bereits aus der in Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO getroffenen Regelung.
Zudem heiÃ�e es in der BegrÃ¼ndung zum Verordnungsentwurf, dass fÃ¼r die
MarkÃ¼blichkeit die ZinssÃ¤tze der Kreditinstitute fÃ¼r Hypothekarkredite
angesehen wÃ¼rden, wie sie in den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank
ausgewiesen seien. Hieraus ergebe sich z. B. fÃ¼r Januar 1999 ein Satz von bis zu
6,75 %. Insoweit stehe fest, dass die marktÃ¼blichen Zinsen erheblich Ã¼ber dem
lÃ¤gen, was die KlÃ¤gerin angegeben habe. Die Gesamtzinslast sei bei einem
marktÃ¼blichen Zinssatz zwischen 000.000 und 000.000 DM anzusiedeln. Bei dem
als nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig abgelehnten Betrag in HÃ¶he von 00.000 DM
handele es sich um den Erbbauzins, den die KlÃ¤gerin an den EigentÃ¼mer, die
Kath. Kirchengemeinde Propstei St. Clemens, zu zahlen habe; dieser sei nach Â§ 2
Abs 3 GesBerVO entsprechend zu berÃ¼cksichtigen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 06.12.1999 wies der Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. In den GrÃ¼nden fÃ¼hrte er u.a. aus: Die GesBerVO schlieÃ�e eine
rÃ¼ckwirkende Festsetzung nicht aus. Nach Â§ 1 GesBerVO erteile der Beklagte, in
dessen Bezirk die Pflegeeinrichtung liege, auf Antrag die Zustimmung zur
gesonderten Berechnung der Aufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 1 SGB XI, soweit
sie betriebsnotwendig und durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung nicht gedeckt seien.
Diesem jÃ¤hrlich zu stellenden Antrag der Einrichtung sei der Beklagte
nachgekommen und habe die abrechenbaren Investitionsaufwendungen zum
01.01.1999 festgesetzt. Bereits Anfang 1999 habe sich abgezeichnet, dass beide
LandschaftsverbÃ¤nde die Neuberechnung fÃ¼r alle Pflegeeinrichtungen nach der
neuen Rechtslage nicht zeitnah umsetzen kÃ¶nnten. Die damit verbundenen
Auswirkungen seien mit den VerbÃ¤nden der Einrichtungen im Arbeitskreis
Investitionen des Landespflegeausschusses beraten und begleitet worden, und zwar
in der Weise, finanzielle Nachteile fÃ¼r die Pflegeeinrichtungen zu vermeiden.
Aufgrund des geringen Divisors (fixe Auslastung von 95 %), der EDV-Pauschale von
1,10 DM pflegetÃ¤glich, der Fortschreibung der Bettenwerte, seien Ã¼berwiegend
die Investitionsaufwendungen der Pflegeeinrichtungen angestiegen. Insoweit sei
geregelt worden, dass die bis zum 31.12.1998 befristet festgestellten
Investitionsaufwendungen weiter abgerechnet und der Pflegewohngeldberechnung
zugrunde gelegt werden konnten. AuÃ�erdem sei vereinbart worden (so
Rundschreiben des Beklagten vom 16.03.1999), dass wegen der auf 3 Monate
beschrÃ¤nkten RÃ¼ckwirkung des Pflegewohngeldanspruchs, AntrÃ¤ge
fristwahrend gestellt werden kÃ¶nnten, auch wenn der Festsetzungsbescheid nicht
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vorgelegen habe. Dieses abgestimmte Verfahren hÃ¤tte die Akzeptanz aller
Pflegeheime gefunden. Im Ã¼brigen zahlten beim Anstieg der Kosten
PflegebedÃ¼rftige und KostentrÃ¤ger rÃ¼ckwirkend, verringerten sie sich, werde
dagegen nicht rÃ¼ckwirkend verrechnet. Was die marktÃ¼blichen Zinsen angehe,
so seien den Berechnungen die tatsÃ¤chlich gezahlten Zinsen und
VerwaltungskostenbeitrÃ¤ge fÃ¼r Kapitalmarktdarlehen und Ã¶ffentliche
FÃ¶rdermittel zugrunde zu legen. Das in Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO enthaltene
Kriterium marktÃ¼blicher Zinsen beziehe sich auf den Zeitpunkt der
Darlehensaufnahme bzw. den Zeitpunkt einer Prolongation von Darlehen. Nach
dieser Vorschrift kÃ¶nne der Beklagte im Rahmen der GesBerVO nur Zinsen fÃ¼r
Darlehen berÃ¼cksichtigen, bei denen marktÃ¼bliche Zinskonditionen beachtet
worden seien. Die in den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank
ausgewiesenen ZinssÃ¤tze fÃ¼r Hypothekarkredite seien hierbei als
BeurteilungsmaÃ�stab fÃ¼r wirtschaftliches Verhalten der Pflegeeinrichtungen
zugrunde zu legen. Fiktive Zinsberechnungen seien weder in der Vergangenheit
noch nach der neuen Rechtslage Berechnungsgrundlage gewesen. Hinsichtlich des
Erbbaurechts, das als Belastung eines GrundstÃ¼cks das Recht auf der
ErdoberflÃ¤che ein Bauwerk zu haben beinhalte, gelte, dass dieses eine andere
Form der GrundstÃ¼cksbeschaffung darstelle. Insoweit erlange der Berechtigte
fÃ¼r eine gewisse Zeit das dingliche Recht, auf diesem GrundstÃ¼ck ein Bauwerk
zu errichten. Nach Â§ 82 Abs 2 Nr 2 SGB XI gehÃ¶rten der Erwerb und die
ErschlieÃ�ung von GrundstÃ¼cken nicht zu den Investitionsaufwendungen, die dem
PflegebedÃ¼rftigen gegenÃ¼ber gesondert berechnet werden dÃ¼rften. Sollten
sich die Erbbauzinsen ganz oder teilweise auf GebÃ¤udeteile erstrecken, kÃ¶nnte
dies im Rahmen der Berechnungen fÃ¼r das Jahr 2000 berÃ¼cksichtigt und fÃ¼r
1999 ausgeglichen werden.

Die zunÃ¤chst aufgrund der von dem Beklagten erteilten Rechtsmittelbelehrung vor
dem Verwaltungsgericht DÃ¼sseldorf erhobene Klage (Az: 21 K 44/00) nahm die
KlÃ¤gerin wegen sachlicher UnzustÃ¤ndigkeit des angerufenen Gerichts zurÃ¼ck,
nachdem das Bundessozialgericht â�� BSG â�� im Beschluss vom 02.02.2000 (Az: B
3 SF 2/99 R) den Rechtsweg fÃ¼r Streitigkeiten der hier vorliegenden Art zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit fÃ¼r gegeben erklÃ¤rt hatte. Daraufhin hat die
KlÃ¤gerin am 01.09.2000 durch ihre ProzessbevollmÃ¤chtigten Klage vor dem
Sozialgericht Duisburg erhoben, mit der sie ihr Begehren auf Zustimmung zu
hÃ¶heren gesondert berechnungsfÃ¤higen betriebsnotwendigen
Investitionsaufwendungen weiterverfolgt.

Sie trÃ¤gt unter Wiederholung ihres bisherigen Vorbringens ergÃ¤nzend vor: Die
KlÃ¤gerin habe Anspruch auf Zustimmung zur gesonderten Berechnung ihrer
Investitionsaufwendungen im beantragten Umfang. Rechtsgrundlage hierfÃ¼r sei 
Â§ 82 Abs 3 SGB XI iVm Â§ 15 PfG NW vom 19.03.1996 und der GesBerVO. In
Ansehung dieser Regelungen dÃ¼rfe sie u.a. die Aufwendungen fÃ¼r die Nutzung
von GebÃ¤uden sowie Zinsen auf Eigen- und Fremdkapital, die durch Ã¶ffentliche
FÃ¶rderung nicht vollstÃ¤ndig gedeckt seien, den PflegebedÃ¼rftigen gesondert
berechnen. Die Feststellung der gesondert berechnungsfÃ¤higen Aufwendungen
erfolge nach MaÃ�gabe der am 01.07.1996 in Kraft getretenen GesBerVO und
bedÃ¼rfe der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde. Diejenigen
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Pflegeeinrichtungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung bereits
mit einem SozialhilfetrÃ¤ger einen Pflegesatz vereinbart hÃ¤tten, hÃ¤tten
zunÃ¤chst bis zum 31.12.1998 ihre Investitionsaufwendungen in HÃ¶he dieses
Pflegesatzes gesondert berechnen kÃ¶nnen. Insoweit seien die gesondert
berechnungsfÃ¤higen Aufwendungen zunÃ¤chst im Bescheid vom 22.07.1996
festgesetzt worden. Die Regelung des Â§ 4 GesBerVO habe jedoch eine erneute
Berechnung der PflegesÃ¤tze mit Wirkung zum 01.01.1999 erforderlich gemacht.
Infolgedessen mache sie nicht die Zustimmung zu dem sich tatsÃ¤chlich bei
BerÃ¼cksichtigung der marktÃ¼blichen Zinsen und des Erbbauzinses ergebenden
Pflegesatz geltend, sondern beanspruche lediglich die Zustimmung zu den bereits
im Bescheid vom 22.07.1996 festgelegten SÃ¤tzen. Die nunmehr hiervon
abweichend festgesetzten BetrÃ¤ge ergÃ¤ben sich daraus, dass der Beklagte bei
seiner Berechnung von einem anderen Betrag der auf Darlehen zu zahlenden
Zinsen als die KlÃ¤gerin ausgegangen sei und zudem die Auffassung vertrete, dass
es sich bei dem von ihr zu zahlenden Erbbauzins in HÃ¶he von 00.000 DM nicht um
eine berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige investive Aufwendung handele. Der Beklagte gehe
indessen zu Unrecht bei seiner Berechnung von dem tatsÃ¤chlich gezahlten
Zinsbetrag in HÃ¶he von 000.000,00 DM fÃ¼r das Jahr 1998 aus statt von dem
marktÃ¼blichen Zinssatz. Gem Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO seien die fÃ¼r die
Herstellung und Anschaffung abschreibefÃ¤higer AnlagegÃ¼ter gezahlten Zinsen
auf Fremdkapital in HÃ¶he des zum Zeitpunkt der jeweiligen Zinsfestschreibung
nach Art des Darlehensvertrages marktÃ¼blichen Zinssatzes zugrunde zu legen.

Auch aus der BegrÃ¼ndung zu Â§ 2 Abs 2 Nr 1 des Verordnungsentwurfs gehe
ausdrÃ¼cklich hervor, dass der TrÃ¤ger der Pflegeeinrichtung die Sicherheit
erhalte, dass ihm die Zinslast nach marktÃ¼blichem Zinssatz im Wege der
gesonderten Berechnung refinanziert werde. Der von der Deutschen Bundesbank
fÃ¼r das Jahr 1998 genannte niedrigste Zinssatz fÃ¼r 10-jÃ¤hrige
Hypothekarkredite liege bei 5,2 %. Lege man die Streubreite zugrunde, gelange
man sogar zu einem gesondert berechnungsfÃ¤higen Satz von 00,00 DM statt des
geltend gemachten Betrages von 00,00 DM pro Tag fÃ¼r ein Einbett-Zimmer. Die
Vorschrift des Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO enthalte auch keine BeschrÃ¤nkung
dahingehend, dass die gezahlten Zinsen hÃ¶chstens mit dem marktÃ¼blichen
Zinssatz berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig seien. Der Gesetzeszweck des Â§ 2 Abs 2 S 1
GesBerVO, nÃ¤mlich GewÃ¤hrung nach einem marktÃ¼blichen Zinssatz, bestehe
offensichtlich darin, die gesonderte Berechnung von Investitionsaufwendungen zu
glÃ¤tten und nicht denjenigen zu benachteiligen, der Darlehen zu sehr gÃ¼nstigen
Konditionen erwerbe. Mit der Anerkennung nur der tatsÃ¤chlichen Zinsen bei
anderen Einrichtungen mit einem schlechten Finanzierungsmanagement belaste
der Beklagte zudem ungerechtfertigt die Heimbewohner. Des weiteren ergebe sich
bereits aus dem Wortlaut des Â§ 82 Abs 2 iVm Abs 3 S 1 SGB XI, dass der von der
KlÃ¤gerin aufzuwendende Erbbauzins Gegenstand der gesonderten Berechnung sei.
Der den Erbbauzinszahlungen zugrunde liegende Vertrag zwischen der KlÃ¤gerin
und der GrundstÃ¼ckseigentÃ¼merin sei erst mit GrÃ¼ndung der KlÃ¤gerin zum
01.01.1997 wirksam geworden, wÃ¤hrend das von der KlÃ¤gerin betriebene
Altenheim bereits in zwei Abschnitten in den Jahren 1980 und 1984 in Betrieb
genommen worden sei, so dass der Erbbauzins als Nutzungsentgelt anzusehen sei
und nicht als GrundstÃ¼cksbeschaffungskosten. DiesbezÃ¼glich rÃ¤ume der
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Beklagte selbst ein, dass der zu zahlende Erbbauzins BerÃ¼cksichtigung finden
kÃ¶nne, wenn er sich ganz oder teilweise auf GebÃ¤udeteile erstrecke. Nach Â§ 2
Abs 3 GesBerVO kÃ¶nnten die Miete oder sonstige Nutzungsentgelte fÃ¼r
betriebsnotwendige AnlagegÃ¼ter berechnet werden. Da es sich mit dem
Altenheim Ã¼berbaute GrundstÃ¼cke handele, stelle der Erbbauzins fÃ¼r das zur
VerfÃ¼gung gestellte Altenheim St. Clemens ein Nutzungsentgelt dar. Soweit der
Beklagte nach wie vor die Berechnung des Erbbauzinses unter Hinweis auf Â§ 2 S 1
der "Verordnung Ã¼ber die FÃ¶rderung von Investitionen von Tages-, Nacht- und
Kurzzeitpflegeeinrichtungen sowie von vollstationÃ¤ren Pflegeeinrichtungen" â��
Stat PflVO â�� bestreite, seien nach dieser Vorschrift lediglich der Erwerb und die
ErschlieÃ�ung der GrundstÃ¼cke von der FÃ¶rderung ausgeschlossen; fÃ¼r
Erbbauzinsen gelte dies jedoch nicht. Im vorliegenden Fall handele es sich um
"Miete oder sonstige Nutzungsteile fÃ¼r betriebsnotwendige AnlagegÃ¼ter" im
Sinne des Â§ 2 Abs 3 GesBerVO, zumal nach dem Erbbaurechtsvertrag nicht ein
unbewohntes, sondern ein bereits mit einem Altenheim bebautes GrundstÃ¼ck zur
VerfÃ¼gung gestellt worden sei. Im Ã¼brigen sei zu beachten, dass sie â�� die
KlÃ¤gerin â�� sich Ã¼beraus preisbewusst verhalte, wie sich aus einer Ã�bersicht
der PflegesÃ¤tze der P-Pflegeheime nach dem Stand vom 15.12.1998 ergebe.
Demzufolge lÃ¤gen die von ihr geltend gemachten berechnungsfÃ¤higen
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen in einem sehr preisgÃ¼nstigen
Bereich, zumal den privaten und zwei weiteren gemeinnÃ¼tzigen TrÃ¤gern
erheblich hÃ¶here berechnungsfÃ¤hige Investitionsaufwendungen zugestanden
wÃ¼rden. Insoweit sei der Gleichheitsgrundsatz (Art 3 des Grundgesetzes â�� GG
â�� ) verletzt. SchlieÃ�lich lÃ¤gen bei den beiden stÃ¤dtischen Einrichtungen die
Investitionskosten offensichtlich nur deshalb niedriger, weil innerhalb des
kommunalen Bereichs zinslose Darlehen durch den Landschaftsverband gewÃ¤hrt
wÃ¼rden. Insoweit versuchten die Kommunen, sich Wettbewerbsvorteile zu Lasten
der Staatskasse zu verschaffen, was ebenfalls als verfassungswidrig zu rÃ¼gen sei.
Vergleiche man die anderen Pflegesatzbestandteile, so zeige sich, dass die beiden
kommunalen Einrichtungen gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin erheblich Ã¼berteuert seien
mit der Folge, dass die Kommunen und auch der Beklagte als SozialhilfetrÃ¤ger
durch die Ã¼berteuerten Preise erheblich stÃ¤rker belastet werde als durch die
niedrigen Preis der KlÃ¤gerin.

Vor diesem Hintergrund stelle sich die dem Beklagten rechtlich zugewiesene
Doppelfunktion als LeistungstrÃ¤ger und neutrale PreisÃ¼berwachungsbehÃ¶rde
als untragbar und mit rechtsstaatlichen GrundsÃ¤tzen nicht vereinbar dar. Soweit
es um die Erteilung der Zustimmung zur gesonderten Berechenbarkeit der
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 1 SGB XI iVm
der GesBerVO gehe, werde der Beklagte quasi als VerbraucherschutzbehÃ¶rde
tÃ¤tig, damit den Heimbewohnern angemessene und nicht Ã¼berhÃ¶hte
Investitionsaufwendungen berechnet wÃ¼rden. Hervorzuheben sei darÃ¼ber
hinaus, dass der Beklagte nicht nur KostentrÃ¤ger fÃ¼r die PflegesÃ¤tze nach Â§ 84
SGB sei, sondern auch KostentrÃ¤ger fÃ¼r die gesondert berechenbaren
Investitionsaufwendungen, da er das Pflegewohngeld nach der
Pflegewohngeldverordnung vom 04.06.1996 zu tragen habe und seine eigene
Belastung steige, wenn er steigende gesondert berechenbare
Investitionsaufwendungen genehmige. Der Beklagte missbrauche deshalb seine
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Funktion als KontrollbehÃ¶rde aus eigenem Interesse, soweit er der KlÃ¤gerin die
mit der Klage verfolgte HÃ¶he der gesondert berechenbaren Investitionskosten
verweigere, zumal der Beklagte anderenfalls mit einem hÃ¶heren
Investitionskostenanteil belastet wÃ¼rde, weil ein GroÃ�teil der Bewohner der
KlÃ¤gerin sozialhilfebedÃ¼rftig sei. Diese Verfahrensweise stelle sich als grob
rechtsmissbrÃ¤uchlich dar.

Die KlÃ¤gerin hat den Erbbaurechtsvertrag vom 24.06.1998 in Kopie vorgelegt,
demzufolge in Abschnitt 14 geregelt ist, dass der Erbbauzins vom Tag der
Grundbucheintragung an jÃ¤hrlich 00.000 DM betrÃ¤gt. Aus Abschnitt 20 des
Vertrages ergibt sich darÃ¼ber hinaus, dass die Ã�bergabe des GrundstÃ¼cks an
den Berechtigten am 01.01.1997 zur AusÃ¼bung des Erbbaurechts erfolgt ist.

Sie hat des weiteren einen Zeitungsartikel aus der WAZ vom 30.12.2000 Ã¼ber die
GewÃ¤hrung eines zinslosen Darlehens durch den Beklagten an ein Altenheim
sowie eine Ã�bersicht der PflegesÃ¤tze der P-Altenheime zu den Akten gereicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 27.07.1999 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.12.1999 zu verpflichten, ihr entsprechend ihrem
Antrag vom 12.11.1998 mit Wirkung ab dem 01.01.1999 die Zustimmung zu
gesondert berechnungsfÃ¤higen betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen in
HÃ¶he von 00,00 DM je Tag fÃ¼r ein Mehrbett-Zimmer und in HÃ¶he von 00,00 DM
je Tag fÃ¼r ein Einbett-Zimmer in dem von ihr betriebenen Altenheim zu erteilen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hÃ¤lt seine Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Er macht geltend: Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf Erteilung der
Zustimmung zur gesonderten Berechnung der Investitionsaufwendungen in der
begehrten HÃ¶he. Die in Â§ 82 Abs 3 SGB XI iVm Â§ 15 PfG NW und der GesBerVO
geregelten Voraussetzungen fÃ¼r eine solche Zustimmung lÃ¤gen nicht vor. Die
fÃ¼r die Herstellung und Anschaffung abschreibungsfÃ¤higer AnlagegÃ¼ter
gezahlten Zinsen auf Fremdkapital seien nicht zwangslÃ¤ufig in HÃ¶he des jeweils
marktÃ¼blichen Zinssatzes zu berÃ¼cksichtigen. Nach Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO
seien als Aufwendungen fÃ¼r AnlagegÃ¼ter, die im Eigentum des TrÃ¤gers der
Pflegeeinrichtung stehen, gesondert berechenbar die fÃ¼r Herstellung und
Anschaffung abschreibungsfÃ¤higer AnlagegÃ¼ter gezahlten Zinsen auf
Fremdkapital fÃ¼r AnnuitÃ¤ten- oder Abzahlungsdarlehen bis zur HÃ¶he des zum
Zeitpunkt der jeweiligen Zinsfestschreibung nach Art des Darlehensvertrages
marktÃ¼blichen Zinssatzes. Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO spreche ausdrÃ¼cklich von
gezahlten Zinsen, so dass von den tatsÃ¤chlich gezahlten Zinsen auszugehen sei,
wobei diese wiederum maximal der HÃ¶he nach begrenzt seien auf den zum
Zeitpunkt der jeweiligen Zinsfestschreibung geltenden marktÃ¼blichen Zinssatz.

                             7 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html


 

Dies folge auch aus der BegrÃ¼ndung des Verordnungsentwurfs, demzufolge
gesondert berechenbar die tatsÃ¤chlich gezahlten Zinsen auf Fremdkapital
(Kapitalmarktmittel) seien. Dieses Verfahren diene auch dem Schutz der
EinrichtungstrÃ¤ger. Habe ein HeimtrÃ¤ger in einer Hochzinsphase seine Kredite
aufnehmen mÃ¼ssen, so wÃ¼rden diese Zinsen auch refinanziert, wenn sich das
Zinsniveau kurzfristig nach untern verÃ¤ndern wÃ¼rde. Das Verfahren, den
tatsÃ¤chlichen Zinsaufwand der Darlehen zu berÃ¼cksichtigen, werde mit allen
EinrichtungstrÃ¤gern praktiziert. Die Zinslast sei demnach der HÃ¶he nach auf die
aus AnnuitÃ¤ten oder Abzahlungsdarlehen entstehende Zinslast begrenzt. Der
Bezug auf die Marktberichte der Deutschen Bundesbank diene lediglich zur
Beurteilung der MarkÃ¼blichkeit der ZinssatzhÃ¶he. Auch aus dem mit den
VerbÃ¤nden der HeimtrÃ¤ger vorbesprochenen Abfragebogen werde deutlich, dass
Refinanzierungsgrundlage die tatsÃ¤chlich gezahlten Zinsen seien. Diesen von der
KlÃ¤gerin Ã¼ber ihren Spitzenerband geltend gemachten Betrag im Abfragebogen
1999 habe der Beklagte antragsgemÃ¤Ã� berÃ¼cksichtigt.

SchlieÃ�lich seien die Erbbauzinsen nicht refinanzierbar. Bei dem Erbbaurecht
handele es sich um ein verÃ¤uÃ�erliches oder vererbbares grundstÃ¼cksgleiches
Recht, auf oder unter einem fremden GrundstÃ¼ck ein Bauwerk zu haben. Bei dem
Erbbauzins handele es sich weder um Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht oder die
Nutzung eines GebÃ¤udes im Sinne des Â§ 82 Abs 3 SGB XI noch um Aufwendungen
fÃ¼r MaÃ�nahmen im Sinne des Â§ 82 Abs 2 Nr 1 SGB XI. Vielmehr werde der
Erbbauzins als Gegenleistung fÃ¼r den Erwerb des Erbbaurechts an dem
GrundstÃ¼ck gezahlt; er kÃ¶nne deshalb nicht gesondert berechnet werden. Zu
Recht habe der Beklagte deshalb den Erbbauzins nicht in der gesonderten
Berechnung fÃ¼r das Jahr 1999 berÃ¼cksichtigt. UnabhÃ¤ngig davon wÃ¤re der
Erbbauzins auch deshalb nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, weil in der
Vergangenheit entsprechende Finanzierungsvereinbarungen nicht getroffen worden
seien. Erbbauzinsen seien in der Vergangenheit nie Gegenstand der Regelungen
gewesen; sie seien vielmehr erst aufgrund des zwischenzeitlich im Jahre 1996
erfolgten Betreiberwechsels angefallen. Die Regelungen fÃ¼r vor dem 01.07.1996
bestehende Einrichtungen seien nach Â§ 2 Abs 1 Nr 1 GesBerVO weiterhin
Grundlage fÃ¼r die Berechnung der Investitionsaufwendungen, soweit es um
Aufwendungen nach Â§ 2 Abs 2 Nrn. 1 bis 7 GesBerVO gehe. Ein EigentÃ¼mer- oder
Betreiberwechsel bzw. andere gesellschaftsrechtliche VerÃ¤nderungen, die zu
weiteren Investitionsaufwendungen fÃ¼hrten, seien nicht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, da die einmal getroffenen Regelungen objekt- bzw.
einrichtungsbezogen seien. Es sei gegenÃ¼ber den Heimbewohnern nicht
vertretbar, zusÃ¤tzliche Kosten zu berÃ¼cksichtigen, obwohl der Betrieb ansonsten
unter unverÃ¤ndert gleichen Bedingungen fortgefÃ¼hrt werde. Wenn alle
Pflegeheime einen Betreiberwechsel vornÃ¤hmen, um damit Erbbauzinszahlungen
zu erreichen, kÃ¤men erhebliche Mehraufwendungen sowohl auf die Heimbewohner
als auch auf die fÃ¼r die Zahlung des Pflegewohngeldes zustÃ¤ndigen Stellen zu.

Im Ã¼brigen entbehrten die VorwÃ¼rfe der KlÃ¤gerin, der Beklagte handele
unwirtschaftlich, jeder Grundlage. Die Ermittlung und Feststellung der
Investitionsaufwendungen erfolge nicht im Wege der Verhandlung, sondern
heimspezifisch im Rahmen rechtsverbindlicher Regelungen nach dem SGB XI und

                             8 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html


 

der hierzu erlassenen GesBerVO. Dem Beklagten seien zudem sÃ¤mtliche
Investitionsaufwendungen der nordrheinischen Pflegeheime bekannt. Entscheidend
sei nicht der Vergleich mit anderen Pflegeeinrichtungen, sondern vielmehr, ob es
nach dem SGB XI und der GesBerVO zulÃ¤ssig sei, Erbbauzinsen in die Berechnung
einzubeziehen. Dies sei bei der KlÃ¤gerin nicht der Fall. Insoweit kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin ihre Forderung auch nicht auf Â§ 2 Abs 3 GesBerVO stÃ¼tzen. Als
Erbbauberechtigte sei die KlÃ¤gerin nach Â§ 12 der Erbbaurechtsverordnung â��
ErbbRVO â�� EigentÃ¼merin der z. Zt. der Entstehung des Erbbaurechts
vorhandenen oder von ihr oder Dritten aufgrund des Erbbaurechts errichteten
Bauwerkes. Eine gesonderte Berechnung scheide somit schon wegen des
Eigentums der KlÃ¤gerin aus. Auch handele es sich bei dem Erbbauzins nicht um
ein einer Miete vergleichbares Nutzungsentgelt. Im Gegensatz zur Miete werde der
Erbbauzins als Gegenleistung fÃ¼r den Erwerb des Erbbaurechtes an dem
GrundstÃ¼ck, dh fÃ¼r das Recht, auf dem GrundstÃ¼ck ein Bauwerk zu haben und
dessen EigentÃ¼mer zu sein, gezahlt. Letztendlich fÃ¼hrte es zu einer
Ungleichbehandlung, wenn ein gefÃ¶rderter GrundstÃ¼ckseigentÃ¼mer
GrundstÃ¼cks- und ErschlieÃ�ungskosten selbst aufbringen mÃ¼sse, wÃ¤hrend ein
Erbbaurechtsnehmer den Erbbauzins fÃ¼r das GrundstÃ¼ck als
Investitionsaufwendung geltend machen kÃ¶nne. Nach Â§ 82 Abs 3 iVm Abs 2 SGB
XI kÃ¶nnten zudem lediglich die abschreibungsfÃ¤higen AnlagegÃ¼ter
berÃ¼cksichtigt werden; GrundstÃ¼cke unterlÃ¤gen jedoch keinem Werteverzehr
und seien somit nicht abschreibungsfÃ¤hig.

Soweit die KlÃ¤gerin die Doppelfunktion des Beklagten in Frage stelle, so sei diese
nicht zu beanstanden, da die Beteiligung des Beklagten bei der
Pflegesatzvereinbarung nach MaÃ�gabe eines rechtsstaatlich geregelten Verfahrens
erfolge.

Der Beklagte verweist auf den in Kopie vorgelegten Auszug aus dem
Selbstkostennachweis der KlÃ¤gerin vom 17.05.1993 zu Zinsen/Abschreibungs/
Instandhaltungspauschalen. Er hat des weiteren eine MarktÃ¼bersicht der West LB
vom 11.05.2001 sowie Berechnungsbeispiele vorgelegt.

Das Gericht hat den Beteiligten das Urteil des Sozialgericht LÃ¼beck vom
09.05.2001, Az: S 1 P 33/00 und das Urteil des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom
01.12.2000, Az: S 3 (20) P 126/98, zur Kenntnis gebracht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Prozessakte und den der Verwaltungsakte des Beklagten, die sÃ¤mtlich
vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind,
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit
ist fÃ¼r den Streitgegenstand des vorliegenden Klageverfahrens erÃ¶ffnet. Nach
der durch Art 33 PfVG vom 26.05.1994 geschaffenen Regelung in Â§ 51 Abs 2 S 2
des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG â�� entscheiden die Gerichte der
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Sozialgerichtsbarkeit auch Ã¼ber Streitigkeiten, die in Angelegenheiten nach dem
SGB XI entstehen. Um eine solche Streitigkeit handelt es sich hier.

Nach MaÃ�gabe des Beschlusses des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� vom
02.02.2000, Az: B 3 SF 2/99 R, ist die sachliche ZustÃ¤ndigkeit der Sozialgerichte
fÃ¼r Streitigkeiten im Zusammenhang mit Fragen der Zustimmung zur gesonderten
Berechnung von nicht durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung gedeckten
Investitionsaufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 1 und S 3 SGB XI durch
Pflegeeinrichtungen im Sinne der Â§Â§ 71 Abs 2, 72 Abs 1 SGB XI gegeben.
Hierunter fÃ¤llt auch der vorliegende Rechtsstreit, in dem es vornehmlich um die
HÃ¶he der berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Zinsen auf Fremdkapital sowie die
Refinanzierbarkeit von Erbbauzinsen geht. Die Rechtsgrundlagen hierfÃ¼r finden
sich in Â§ 82 Abs 2 und Abs 3 S 1 und S 3 SGB XI iVm Â§ 2 Abs 2 Nr 1 und Abs 3
GesBerVO. Statthafte Klageart fÃ¼r das Begehren der klagenden Pflegeeinrichtung
ist die Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs 1 S 1 SGG, gerichtet auf Verurteilung des
Beklagten zur Zustimmung zur gesonderten Berechnung nach Â§ 82 Abs 3 S 3 SGB
XI der von der KlÃ¤gerin geltend gemachten investiven Aufwendungen in der
begehrten HÃ¶he.

Die Klage ist in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Soweit der Beklagte den ihm
von der KlÃ¤gerin zur Zustimmung vorgelegten gesondert berechenbaren
Investitionsaufwendungen in dem streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid lediglich in
HÃ¶he von 00,00 DM fÃ¼r Mehrbettzimmer und 00,00 DM fÃ¼r Einbettzimmer pro
Tag zugestimmt und die Erteilung der Zustimmung im Ã¼brigen abgelehnt hat, ist
dies nicht zu beanstanden.

Zu Recht hat der Beklagte der von der KlÃ¤gerin geforderten gesonderten
Berechnung des marktÃ¼blichen statt des tatsÃ¤chlichen Zinssatzes sowie der
infolge des im Jahre 1997 erfolgten EigentÃ¼merwechsels und der Bestellung eines
Erbbaurechts zu zahlenden Erbbauzinses seine Zustimmung versagt. Die KlÃ¤gerin
wird durch den angefochtenen Bescheid des Beklagten vom 27.07.1999 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 06.12.1999 nicht im Sinne des Â§ 54 Abs 2 SGG
beschwert, denn dieser ist nicht rechtswidrig.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den Beklagten keinen Anspruch auf Zustimmung zur
gesonderten Berechnung ihrer investiven Aufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 S 3 SGB
XI im beantragten Umfang.

Pflegeeinrichtungen, deren betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen oder
Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht, Nutzung oder Mitbenutzung von GebÃ¤uden oder
sonstige abschreibungsfÃ¤hige AnlagegÃ¼ter durch Ã¶ffentliche Leistungen nach 
Â§ 9 SGB XI entweder nicht vollstÃ¤ndig (Â§ 82 Abs 3 S 1 SGB XI) oder nur durch
Darlehen oder sonst rÃ¼ckzahlbare ZuschÃ¼sse (Â§ 82 Abs 3 S 2 SGB XI)
gefÃ¶rdert werden, kÃ¶nnen derartige Ã¼berschieÃ�ende Aufwendungen den
PflegebedÃ¼rftigen gesondert in Rechnung stellen. Sie bedÃ¼rfen hierzu jedoch
der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde (Â§ 82 Abs 3 S 3 1. Halbsatz
SGB XI). Die nÃ¤heren Einzelheiten, insbesondere zu Art, HÃ¶he, Laufzeit und
Verteilung der gesondert berechenbaren Aufwendungen auf die
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PflegebedÃ¼rftigen, werden durch Landesrecht bestimmt (Â§ 82 Abs 3 S 3 2.
Halbsatz SGB XI). Im vorliegenden Fall kÃ¶nnen die durch FÃ¶rdermittel nicht
gedeckten Investitionsaufwendungen der KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich auf die
PflegebedÃ¼rftigen umgelegt werden. Die Berechtigung zur Umlage ist in Nordrhein-
Westfalen an die Zustimmung des jeweils zustÃ¤ndigen Landschaftsverbandes als
Ã¼berÃ¶rtlichem TrÃ¤ger der Sozialhilfe (Â§ 15 Abs 2 PfG) gebunden; umlagefÃ¤hig
sind ausschlieÃ�lich die in Â§ 82 Abs 2 Nr 1 und Nr 3 SGB XI aufgelisteten
Aufwendungen, wie sich aus der Bezugnahme in Â§ 82 Abs 3 S 1 SGB XI ergibt.

Den LÃ¤ndern obliegt es, die Einzelheiten der Verteilung der gesondert
berechenbaren Aufwendungen auf die PflegebedÃ¼rftigen in
AusfÃ¼hrungsgesetzen zu regeln. Dementsprechend hat das Land Nordrhein-
Westfalen aufgrund des Â§ 15 Abs 3 PfG durch den Minister fÃ¼r Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen die GesBerVO vom 04.06.1996
erlassen, die zum 01.07.1996 in Kraft getreten ist. Gleichwohl erfolgte fÃ¼r die Zeit
vom 01.07.1996 bis zum 31.12.1998 die Ermittlung der Investitionsaufwendungen
noch nicht unter BerÃ¼cksichtigung der in der GesBerVO getroffenen Regelungen.
FÃ¼r die Zeit vom 01.07.1996 bis zum 31.12.1998 trat Art 49 b 1. SGBXI
Ã�nderungsgesetz â�� Ã�ndG â�� an die Stelle der GesBerVO. In Ansehung des
Normanwendungsbefehls in Art 49 b S 3 1. SGB XI Ã�ndG wurden bei
Vereinbarungen, die nach dem 31.12.1995 fÃ¼r Einrichtungen oder Teile von
Einrichtungen erstmals abgeschlossen wurden, als Grundlage die Vereinbarungen
des Jahres 1995 von vergleichbaren Einrichtungen zugrunde gelegt. Ab dem
01.01.1999 findet nunmehr die GesBerVO Anwendung, so dass die darin
niedergelegten GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Beurteilung des vorliegenden Falles
einschlÃ¤gig sind. Infolgedessen kommt eine BerÃ¼cksichtigung des von der
KlÃ¤gerin bei der Berechnung der gesondert berechnungsfÃ¤higen
Investitionsaufwendungen geltend gemachten hÃ¶heren markÃ¼blichen Zinssatzes
statt der tatsÃ¤chlich entrichteten Zinsen nicht in Betracht. Dies entnimmt die
Kammer bereits dem Wortlaut des Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO, demzufolge
Grundlage fÃ¼r die gesonderte Berechnung "die fÃ¼r Herstellung und Anschaffung
abschreibungsfÃ¤higer AnlagegÃ¼ter gezahlten Zinsen auf Fremdkapital fÃ¼r
AnnuitÃ¤ten- oder Abzahlungsdarlehen in der HÃ¶he des zum Zeitpunkt der
jeweiligen Zinsfestschreibung nach Art Darlehensvertrages marktÃ¼blichen
Zinssatzes" sind. Die verwendete Formulierung "gezahlt" stellt eindeutig klar, dass
damit der tatsÃ¤chlich gezahlte Zinssatz fÃ¼r Fremdkapital gemeint ist; sie steht
einer weitergehenden Auslegung dahingehend, dass der jeweils marktÃ¼bliche
Zinssatz maÃ�geblicher AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Bemessung sei bzw. als
"gezahlt" zu gelten habe, entgegen. Die Bezugnahme auf den marktÃ¼blichen
Zinssatz lÃ¤sst nicht den RÃ¼ckschluss zu, dass hiermit die MÃ¶glichkeit fÃ¼r eine
fiktive Zinsberechnung anhand des marktÃ¼blichen Zinssatzes auch fÃ¼r solche
Einrichtungen erÃ¶ffnet werden sollte, die gÃ¼nstige, ihrerseits gefÃ¶rderte Kredite
in Anspruch nehmen. Vielmehr markiert der Begriff des marktÃ¼blichen Zinssatzes
die Obergrenze des berechnungsfÃ¤higen Zinssatzes und lÃ¤sst keinen Raum fÃ¼r
die von der KlÃ¤gerin beanspruchte Berechnung eines rein kalkulatorischen
Zinssatzes in dieser HÃ¶he.

Auch in der BegrÃ¼ndung zu dem Verordnungsentwurf findet die Rechtsauffassung
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der KlÃ¤gerin keine StÃ¼tze. DiesbezÃ¼glich sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
erkennbar, dass der Verordnungsgeber Einrichtungen, die mit niedrigeren
Zinslasten arbeiten, dergestalt Vorteile verschaffen wollte, indem sie gleichwohl den
marktÃ¼blichen Zinssatz bei der gesonderten Berechnung ihrer
Investitionsaufwendungen in Ansatz bringen kÃ¶nnen. Die Inanspruchnahme
zinsverbilligter oder zinsfreier FÃ¶rderungsmittel wÃ¼rde auf die Weise quasi als
Gewinn der Einrichtung zuflieÃ�en, wÃ¤hrend die Heimbewohner und der jeweilige
KostentrÃ¤ger fÃ¼r das Pflegewohngeld mit entsprechend hÃ¶heren Kosten
belastet wÃ¼rden. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass bedÃ¼rftige
Heimbewohner Pflegewohngeld erhalten kÃ¶nnen. Nach Â§ 1 Abs 1 der
Pflegewohngeldverordnung werden Ã¼ber das Pflegewohngeld gesondert
berechenbare Aufwendungen nach Â§ 82 Abs 3 SGB XI bezuschusst. Bis zum
Inkrafttreten des zweiten Modernisierungsgesetzes zum 01.01.2001 waren die
LandschaftsverbÃ¤nde als Ã¼berÃ¶rtliche TrÃ¤ger der Sozialhilfe auch
KostentrÃ¤ger des Pflegewohngelds. Die von der KlÃ¤gerin vorgenommene
Auslegung des Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO ist weder mit dem Grundsatz der
Kostendeckung noch mit den gesetzgeberischen Intentionen vereinbar, denen
zufolge dieser Vorschrift zum einen eine Schutzfunktion fÃ¼r die HeimtrÃ¤ger
zukommt, indem sie die Refinanzierbarkeit von zu marktÃ¼blichen ZinssÃ¤tzen
aufgenommenen Krediten sichert und zum anderen die Heimbewohner vor der
Umlage Ã¼berteuerter Kredite schÃ¼tzt. Die Zustimmung der LandesbehÃ¶rde
setzt zwar eine partielle LandesfÃ¶rderung voraus, dient aber in erster Linie der
dem SGB XI zuzuordnenden Ermittlung der VergÃ¼tung von Pflegeeinrichtungen
(Â§Â§ 82 Abs 1, 2; 83 ff. SGB XI), um einerseits den PflegebedÃ¼rftigen vor
Ã�bervorteilung zu bewahren und andererseits einen Missbrauch Ã¶ffentlicher
Gelder zu verhÃ¼ten. Die Vorschrift des Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO sieht
insbesondere keine Kompensationsleistungen fÃ¼r preisgÃ¼nstige
Kreditaufnahmen vor, sondern eine Begrenzung der Zinslast auf den
marktÃ¼blichen Zinssatz. Demzufolge gibt Â§ 2 Abs 2 Nr 1 GesBerVO keine
Rechtsgrundlage fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin begehrte Berechnung eines fiktiven
hÃ¶heren, an der MarktÃ¼blichkeit orientierten Zinssatzes. Es bleibt daher
festzuhalten, dass der Beklagte bei seiner Entscheidung zu Recht auf die von der
KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich gezahlten Zinsen in HÃ¶he von 000.000,00 DM, die
Ã¼berdies auch in dieser HÃ¶he von dem Caritasverband bei Antragstellung
angegeben worden sind, und nicht auf den marktÃ¼blichen Zinssatz abgestellt hat,
den die KlÃ¤gerin mit durchschnittlich 5,22 % bzw. mit 000.000 bis 000.000,00 DM
beziffert hat.

Des weiteren ist nicht zu beanstanden, dass der Beklagte die Refinanzierbarkeit der
von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Erbbauzinsen verneint hat. DiesbezÃ¼glich
kann die KlÃ¤gerin sich nicht auf einen wie auch immer gearteten Bestandsschutz
berufen, denn Erbbauzinsen waren in der Vergangenheit unstreitig nie Gegenstand
entsprechender Finanzierungsvereinbarungen. Die Verpflichtung zur Entrichtung
von Erbbauzinsen ist vielmehr erst aufgrund des Erbbaurechtsvertrages vom
24.06.1998 und den darin getroffenen Regelungen sowie nach dem
Betreiberwechsel des Altenzentrums im Jahre 1996/97 entstanden. Soweit die
KlÃ¤gerin sich hinsichtlich der gesonderten Berechnung des Erbbauzinses auf die in 
Â§ 82 Abs 2 iVm Abs 3 S 1 SGB XI und Â§ 2 Abs 3 Nr 1 GesBeVO getroffenen
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Regelungen beruft, vermÃ¶gen diese ihr Begehren nicht zu stÃ¼tzen.

Die Bestellung eines Erbbaurechtes ist den in Â§ 82 Abs 2 Nr 1 SGB XI im einzelnen
genannten MaÃ�nahmen nicht gleichzusetzen, denn der Erbbauzins wird als
Gegenleistung fÃ¼r den Erwerb des Erbbaurechts an einem GrundstÃ¼ck gezahlt.
Das Erbbaurecht ist ein beschrÃ¤nktes dingliches Recht an einem fremden
GrundstÃ¼ck und zugleich ein grundstÃ¼cksgleiches Recht, das grundsÃ¤tzlich wie
ein GrundstÃ¼ck behandelt wird. Da in Ansehung der vorgenannten Vorschriften
nur die abschreibungsfÃ¤higen AnlagegÃ¼ter berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnen,
GrundstÃ¼cke aber keinem Werteverzehr unterliegen und damit nicht
abschreibungsfÃ¤hig sind, scheidet die gesonderte Berechnung des aufgrund des
Betreiberwechsels zu entrichtenden Erbbauzinses als Investitionsaufwendung von
vornherein aus. Dies gilt insbesondere immer dann, wenn die Einrichtung ansonsten
unter unverÃ¤ndert gleichen Bedingungen fortgefÃ¼hrt wird, denn die getroffenen
Regelungen sind objekt- bzw. einrichtungsbezogen. Im vorliegenden Fall erscheint
es nicht gerechtfertigt, die Bewohner mit zusÃ¤tzlichen Kosten zu belasten, die
allein aufgrund eines Betreiberwechsels oder von gesellschaftsrechtlichen
VerÃ¤nderungen eintreten. Der Erbbauzins kann auch nicht als Miete, Pacht oder
sonstiges Nutzungsentgelt im Sinne des Â§ 82 Abs 2 Nr 3 iVm Abs 3 S 1 SGB XI
angesehen werden. Im Gegensatz hierzu wird der Erbbauzins als Gegenleistung
fÃ¼r den Erwerb des Erbbaurechts an einem GrundstÃ¼ck, dh fÃ¼r das Recht, auf
dem GrundstÃ¼ck ein Bauwerk zu haben und dessen EigentÃ¼mer zu sein, gezahlt.
Das Erbbaurecht stellt eine besondere Form der GrundstÃ¼cksbeschaffung dar, die
zwar nicht zum Eigentum an dem GrundstÃ¼ck, wohl aber an dem darauf
befindlichen GebÃ¤ude fÃ¼hrt. Insoweit scheidet die Refinanzierbarkeit solcher
Kosten bereits nach Â§ 82 Abs 2 Nr 2 SGB XI aus, denn der Erwerb und die
ErschlieÃ�ung von GrundstÃ¼cken sind aufgrund der Verweisung in Â§ 82 Abs 3 S 1
lediglich auf die Nrn 1 und 3 des Abs 2 nicht refinanzierbar. Die Berechtigung zur
gesonderten Berechnung des Erbbauzinses als Investitionsaufwendung kann auch
nicht aus Â§ 2 Abs 3 S 1 GesBerVO gefolgert werden. Danach kommt unter
bestimmten weiteren Voraussetzungen, die hier unerÃ¶rtert bleiben kÃ¶nnen, eine
gesonderte Berechnung von Miete oder sonstiger Nutzungsentgelte nur fÃ¼r solche
betriebsnotwendigen AnlagegÃ¼ter in Betracht, die nicht im Eigentum des
EinrichtungstrÃ¤gers stehen. Im vorliegenden Fall fehlt es bereits an diesem
Tatbestandsmerkmal, denn die KlÃ¤gerin ist aufgrund des wirksam bestellten
Erbbaurechts EigentÃ¼merin des auf dem mit dem Erbbaurecht belasteten
GrundstÃ¼ck befindlichen Altenheimes. Diese Rechtsfolge ergibt sich aus Â§ 12 Abs
1 S 1 Erbbaurechtsverordnung â�� ErbbRVO -. Danach gilt das aufgrund des
Erbbaurechts errichtete Bauwerk als wesentlicher Bestandteil des Erbbaurechts und
nicht des GrundstÃ¼cks. Das auf dem GrundstÃ¼ck befindliche Altenheim steht
mithin im Eigentum des Erbbauberechtigten, hier der KlÃ¤gerin, und nicht des
GrundstÃ¼ckseigentÃ¼mers, der Kath. Kirchengemeine Propstei St. Clemens in P.

Gem Â§ 12 Abs 1 S 2 ErbbRVO gilt das gleiche fÃ¼r ein Bauwerk, das bei der
Bestellung des Erbbaurechts schon vorhanden ist. Vorhandene Bauwerke werden
demzufolge mit der Entstehung des Erbbaurechts Eigentum des
Erbbauberechtigten. Der Erbbauzins kann angesichts dieser Rechtslage nicht als
miet- oder pachtÃ¤hnliches Nutzungsentgelt angesehen werden, denn die KlÃ¤gerin
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ist EigentÃ¼merin des von ihr betriebenen Altenheims. Infolgedessen ist es
unerheblich, dass das Altenheim bereits in den Jahren 1980 und 1984 in Betrieb
genommen worden ist. Auch insoweit stellt sich der Erbbauzins nicht als
Nutzungsentgelt dar. Dem Beklagten ist deshalb darin beizupflichten, dass es zu
einer Ungleichbehandlung fÃ¼hrte, wenn ein gefÃ¶rderter
GrundstÃ¼ckseigentÃ¼mer GrundstÃ¼cks- und ErschlieÃ�ungskosten selbst
aufbringen mÃ¼sse, wÃ¤hrend ein Erbbaurechtsnehmer den Erbbauzins fÃ¼r das
GrundstÃ¼ck als Investitionsaufwendung geltend machen kÃ¶nne und refinanziert
erhalte.

Auch die im Ã¼brigen von der KlÃ¤gerin erhobenen VerfahrensrÃ¼gen fÃ¼hren
nicht zur Rechtswidrigkeit der von dem Beklagten getroffenen Entscheidung und zu
einer Verpflichtung zur antragsgemÃ¤Ã�en Neubescheidung.

Soweit die KlÃ¤gerin im Verwaltungsverfahren unter Bezugnahme auf Â§ 43 VwVfG
die Auffassung vertreten hat, dass eine auf den 01.01.1999 rÃ¼ckwirkende
Entscheidung durch Bescheid vom 27.07.1999 nicht mit dieser Vorschrift vereinbar
sei, vermag das Gericht dem nicht zu folgen.

Â§ 43 Abs 1 VwVfG betrifft die Wirksamkeit des Verwaltungsaktes und knÃ¼pft an
dessen Bekanntgabe an. In diesem Zusammenhang ist zwischen Ã¤uÃ�erer und
innerer Wirksamkeit eines Verwaltungsaktes zu unterscheiden. WÃ¤hrend die
Ã¤uÃ�ere Wirksamkeit mit der Bekanntgabe an den EmpfÃ¤nger eintritt, kann die
innere Wirksamkeit des Verwaltungsaktes, abhÃ¤ngig von der darin getroffenen
Regelung zu einem spÃ¤teren oder frÃ¼heren Zeitpunkt eintreten. Durch Â§ 43
VwVfG wird das Eintreten der mit dem Bescheid intendierten Rechtsfolgen fÃ¼r die
Vergangenheit mithin nicht ausgeschlossen. Er enthÃ¤lt kein Verbot
rÃ¼ckwirkender Entscheidungen.

Etwaige Schwierigkeiten bei der verwaltungsmÃ¤Ã�igen Umsetzung einer
rÃ¼ckwirkenden Entscheidung sind hinzunehmen und vermÃ¶gen die
Rechtswidrigkeit des Bescheides nicht zu begrÃ¼nden.

Soweit die KlÃ¤gerin die dem Beklagten gesetzlich zugewiesene Doppelfunktion als
LeistungstrÃ¤ger und neutrale PreisÃ¼berwachungsbehÃ¶rde fÃ¼r mit
rechtsstaatlichen GrundsÃ¤tzen nicht vereinbar hÃ¤lt, vermag die Kammer dieser
Argumentation nicht zu folgen, da die Beteiligung des Beklagten sowohl bei der
Pflegesatzvereinbarung (Â§Â§ 84, 85 SGB XI) als auch im Rahmen der Zustimmung
zu den gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen (Â§ 82 Abs 3 S 3 SGB XI
) nach MaÃ�gabe eines rechtsstaatlich geregelten Verfahrens erfolgt. Der Umstand,
dass der Beklagte bis zum 31.12.2000 KostentrÃ¤ger des Pflegewohngeldes war
und in dieser Funktion durch niedrige umlagefÃ¤hige Investitionsaufwendungen
profitieren konnte, stellt lediglich einen Rechtsreflex dar, der nicht ausreichend ist,
um die â�� von der KlÃ¤gerin im Ã¼brigen auch nicht naher dargelegte â��
Verfassungswidrigkeit der die Beteiligung des Beklagten anordnenden Vorschriften
des SGB XI zu begrÃ¼nden. DarÃ¼ber hinaus ist fraglich, welche Rechte die
KlÃ¤gerin fÃ¼r sich aus der aus ihrer Sicht bestehenden Verfassungswidrigkeit
dieser Normen fÃ¼r ihren Anspruch auf gesonderte Berechnung ihrer
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Investitionsaufwendungen herleiten will. Ein VerstoÃ� gegen den
Gleichheitsgrundsatz (Art 3 des Grundgesetzes â�� GG -) ist ebenfalls nicht
schlÃ¼ssig vorgetragen. Der allgemeine Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG
verbietet, wesentlich Gleiches ohne zureichende sachliche GrÃ¼nde ungleich,
wesentlich Ungleiches ohne solche GrÃ¼nde gleich zu behandeln. Es ist nicht
ersichtlich, dass der Beklagte gleiche Sachverhalte ohne sachliche GrÃ¼nde
ungleich behandelt. Dass deutlich unterschiedliche Regelungen vielfach sachlich
gerechtfertigt sind, liegt bei der Vielfalt der MÃ¶glichkeiten der Heimfinanzierung
auf der Hand.

Selbst fÃ¼r den Fall, dass der Beklagte â�� wie die KlÃ¤gerin behauptet â�� den
privaten und zwei weiteren gemeinnÃ¼tzigen EinrichtungstrÃ¤gern erheblich
hÃ¶here berechnungsfÃ¤hige Investitionsaufwendungen zu Unrecht zugestanden
haben sollte â�� wofÃ¼r indessen keinerlei Anhaltspunkte sprechen -, fÃ¼hrte ein
solches Verhalten des Beklagten nicht zu einem Anspruch der KlÃ¤gerin auf
Gleichbehandlung im Unrecht. Soweit die KlÃ¤gerin dem Beklagten
rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten unterstellt, wird dieser Vorwurf auch nicht
ansatzweise durch Tatsachen belegt. VerstÃ¶Ã�e gegen das verfassungsrechtlich
geschÃ¼tzte Sozialstaatsprinzip (Art 20 Abs 1 GG) sowie das Rechtsstaatsgebot (Art
20 Abs 3 GG) sind nicht nÃ¤her konkretisiert und dem Gericht auch nicht ersichtlich.

Nach alledem liegen bereits die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
Zustimmung des Beklagten zur gesonderten Berechnung der von der KlÃ¤gerin
geltend gemachten Investitionsaufwendungen nicht vor. Die teilweise ablehnende
Entscheidung des Beklagten erweist sich mithin als rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 Abs 1 SGG alter Fassung â��
a. F. -.

Erstellt am: 28.04.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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